
 

 
 

Bericht des Vorstands über die Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb eigener 
Aktien und zu deren Verwendung 

Aufgrund des Beschlusses der Hauptversammlung vom 2. Mai 2024 ist der Vorstand u.a. 

ermächtigt gewesen, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 1. Mai 2027 unter Wahrung 

des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Artikel 9 Abs. 1 lit. c) (ii) SE-VO in Verbindung mit § 53a 

AktG) eigene Aktien der Gesellschaft im Umfang von bis zu insgesamt 10 % des zum 

Zeitpunkt der Beschlussfassung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der 

Ausübung der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. 

Im Rahmen dieser Ermächtigung der Hauptversammlung kaufte die Gesellschaft im Wege 

des Rückkaufprogramms 2023/2024 und ihres laufenden Rückkaufprogramms bisher 

insgesamt 9.961.707 eigene Aktien (5,75 % des derzeitigen Grundkapitals) über die Börse 

zurück. Durch den Erwerb über die Börse wurde dem Gleichbehandlungsgrundsatz der 

Aktionäre Rechnung getragen. Entsprechend den Bestimmungen der Delegierten Verordnung 

(EU) 2016/1052 der Kommission vom 8. März 2016 berichtet die Gesellschaft fortlaufend über 

die durchgeführten Rückkäufe. 

Durch denselben Beschluss der Hauptversammlung vom 2. Mai 2024 ist der Vorstand zudem 

ermächtigt gewesen, die von der Gesellschaft bereits gehaltenen eigenen Aktien sowie die 

aufgrund des Beschlusses der Hauptversammlung vom 2. Mai 2024 erworbenen eigenen 

Aktien u.a. in folgender Weise zu verwenden: 

a) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem 

mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, sowie Organmitgliedern der 

Gesellschaft bzw. von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen bzw. deren 

Investmentvehikeln, Inhabern von Erwerbsrechten, insbesondere aus (von den 

Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft) ausgegebenen Call-Optionen, Inhabern von 

Zahlungsansprüchen aus virtuellen (Aktien-)Optionen, Restricted Stock Units oder 

anderen (Mitarbeiter-)Beteiligungsinstrumenten (sofern ein Wahlrecht der Gesellschaft 

zur Bedienung in Aktien besteht und die Gesellschaft dieses geltend macht), die von 

der Gesellschaft, den Rechtsvorgängerinnen der Gesellschaft oder deren 

Tochtergesellschaften im Rahmen von (Mitarbeiter-)Beteiligungsprogrammen 

ausgegeben werden oder wurden, zum unmittelbaren oder mittelbaren Erwerb 

angeboten und übertragen werden, wobei es ausreicht, dass von den Berechtigten 

(z.B. unter Einschaltung eines Treuhänders oder anderen Dienstleisters) 

wirtschaftliches Eigentum erworben wird. 
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b) Sie können Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem 

mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen, aufgrund von Zusagen im 

Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis übertragen werden. 

c) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats Dritten gegen Sachleistungen, 

insbesondere zum (auch mittelbaren) Erwerb von Vermögensgegenständen oder 

Ansprüchen auf den Erwerb von Vermögensgegenständen, einschließlich 

Forderungen gegen die Gesellschaft oder ihre Konzerngesellschaften, angeboten und 

auf diese übertragen werden. 

d) Sie können mit Zustimmung des Aufsichtsrats gegen Barzahlung an Dritte veräußert 

werden, wenn der Preis, zu dem die Aktien der Gesellschaft veräußert werden, den 

Börsenpreis einer Aktie der Gesellschaft zum Veräußerungszeitpunkt nicht wesentlich 

unterschreitet (Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG). 

Das Bezugsrecht der Aktionäre wurde insoweit jeweils von der Hauptversammlung 

ausgeschlossen.  

Insgesamt dürfen die aufgrund der Ermächtigung unter vorstehendem lit. d) verwendeten 

Aktien, soweit sie in entsprechender Anwendung des Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG (unter Bezugsrechtsausschluss gegen Geldzahlung nicht wesentlich unter 

dem Börsenpreis) verwendet werden, 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen, und zwar 

weder zum Zeitpunkt der Beschlussfassung noch – falls dieser Betrag geringer ist – zum 

Zeitpunkt der Ausübung der vorstehenden Ermächtigungen. Auf diese Begrenzung sind 

Aktien anzurechnen, die in direkter oder entsprechender Anwendung von Artikel 5 SE-VO in 

Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 

diesem Zeitpunkt ausgegeben oder veräußert wurden. Ebenfalls anzurechnen sind Aktien, die 

zur Bedienung von Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechten mit 

Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungs- oder Optionspflichten ausgegeben 

wurden oder unter Zugrundelegung des zum Zeitpunkt des Beschlusses des Vorstands über 

die Ausnutzung der Ermächtigung gültigen Wandlungspreises auszugeben sind, soweit diese 

Schuldverschreibungen oder Genussrechte während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter 

Bezugsrechtsausschluss entsprechend Artikel 5 SE-VO in Verbindung mit § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben wurden. 

Im Rahmen dieser Ermächtigung wurden seit dem 2. Mai 2024  

• 1.269.022 eigene Aktien (0,73 % des Grundkapitals) auf Grundlage von Beschlüssen 

des Vorstands der Gesellschaft vom 7. Mai 2024, 3. Juli 2024, 19. September 2024, 
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9. Dezember 2024 und 6. Februar 2025 mit Zustimmung des Aufsichtsrats vom 7. Mai 

2024, 3. Juli 2024, 19. September 2024, 6. Dezember 2024 und 6. Februar 2025 unter 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an Teilnehmer der 

Mitarbeiterbeteiligungsprogramme der Gesellschaft (Virtual Stock Option Program und 

Restricted Stock Unit Program) zur Bedienung fällig gewordener Zahlungsansprüche 

aus den Programmen übertragen.  

• 325.771 eigene Aktien (0,19 % des Grundkapitals) auf Grundlage eines Beschlusses 

des Vorstands der Gesellschaft vom 7. Mai 2024 mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

vom selben Tag unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre an die Joh. 

Berenberg, Gossler & Co. KG auf Basis einer Festübernahme zum Xetra-Schlusskurs 

der HelloFresh-Aktie am 7. Mai 2024 abzüglich eines Abschlags in Höhe von 1,5 % 

sowie Kosten und Auslagen (zur Weiterveräußerung) verkauft, um die nötigen Erlöse 

zur Bedienung von Zahlungsansprüchen der Begünstigten des Restricted Stock Unit 

Program 2019 der Gesellschaft in Höhe von EUR 1.938.328,92 zu erzielen. 

Die Verwendung erfolgte somit im Rahmen der von der Hauptversammlung vorgesehenen 

Zwecke, für die die Hauptversammlung das Bezugsrecht der Aktionäre bereits 

ausgeschlossen hatte. Dabei wurde die in der Ermächtigung vorgesehene Begrenzung des 

Umfangs der Verwendung unter Ausschluss des Bezugsrechts gegen Geldzahlung auf 10 % 

des Grundkapitals der Gesellschaft eingehalten. Im Rahmen der Veräußerung wurde mit 

einem Abschlag von 1,5 % gegenüber dem Xetra-Schlusskurs am Tag des Beschlusses über 

die Verwendung im Einklang mit der Gesetzesbegründung zu § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der 

Börsenkurs nicht wesentlich unterschritten. 

 

Berlin, im April 2025 

HelloFresh SE 

– Der Vorstand – 
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